
 

 

STADT GÜGLINGEN 
Tagesordnungspunkt Nr. 4 

Vorlage Nr. 57/2017 
Sitzung des Gemeinderates 

am 4. April 2017 
-öffentlich- 

 
 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 
Sondergebiet für Naherholung  
„Am Flügelausee“, Gemarkung Güglingen 
a) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen  
    Anregungen 
b) Billigung des Entwurfs 
c) Auslegungsbeschluss 
 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
 

a) Die Abwägung der eingegangenen Anregungen erfolgt entsprechend dem 
dargestellten Beschlussvorschlag durch die Verwaltung. 

b) Eine endgültige Billigung des Entwurfes wird beantragt. 
c) Nach Billigung des Entwurfs unter vorheriger Abwägung der Anregungen wird 

der Bebauungsplan mit den entsprechenden Anlagen gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegt.  
 

23.03.2017 / Stöhr-Klein 
 
 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS 
 Anzahl  

Ja-Stimmen   

Nein-Stimmen   

Enthaltungen   

 
 
a) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Bedenken 
 
Der Gemeinderat hat am 19.07.2016 beschlossen den Bebauungsplan Sondergebiet 
für Naherholung „Am Flügelausee“, Gemarkung Güglingen gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
aufzustellen.  
Grund der Bebauungsplanaufstellung war für den Erhalt der Erlebnisfischerei am 
Flügelausee entsprechendes Baurecht zu schaffen. Dies wurde so als Kompromiss 
des Petitionsausschusses vorgeschlagen und von allen Beteiligten akzeptiert. 
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Die Vorhabenträgerin war daraufhin in der Bringschuld, mit einem Planer ihrer Wahl 
das Bebauungsplanverfahren in Zusammenarbeit mit der Stadt Güglingen auf den 
Weg zu bringen. 
 
Allen Beteiligten ist bewusst, dass es inzwischen von der Beschlussfassung einen 
Bebauungsplan aufzustellen bis zu dessen Rechtskraft viel Zeit und Geduld aufgrund 
der gesetzlichen Vorgaben notwendig ist. 
 
Die ortsübliche Bekanntmachung dieses Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 
12.08.2016. 
In der Sitzung vom 13.09.2016 wurde der 1. Entwurf vorgestellt, der vom 
Gemeinderat auch für das weitere Verfahren gebilligt wurde. Ebenso wurde das 
Verfahren durch frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, wie 
auch durch frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB weitergeführt. 
Diese erfolgte durch Veröffentlichung im Amtsblatt am 02.12.2016 und durch 
Anschreiben an die Träger öffentlicher Belange am 30.11.2016. 
Über die während den Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen vorgebrachten 
Anregungen ist zu beraten und durch Beschlussfassung eine Abwägung 
vorzunehmen. 
 
Die eingegangenen Anregungen sind in vollem Wortlaut in beiliegender Tabelle 
aufgeführt, ebenso wie der Beschlussvorschlag zur Abwägung durch die Verwaltung. 
 
Hierbei müssen wir jedoch darauf hinweisen, dass der Verwaltung ein 
Verfahrensfehler unterlaufen ist und nicht gemäß §§ 3, 4 Abs. 1 BauGB die 
frühzeitige Beteiligung ausgeschrieben und veröffentlicht worden ist, sondern 
versehentlich gemäß §§ 3, 4 Abs. 2 BauGB die öffentliche Auslegung. 
Bei der öffentlichen Auslegung wäre jedoch der Umweltbericht mit Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung vorzulegen gewesen. Bei einer frühzeitigen Beteiligung ist 
das noch nicht notwendig. 
Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Heilbronn ist dieser Verfahrensfehler 
jedoch heilbar, da eine frühzeitige Behördenbeteiligung nicht vorgeschrieben ist. 
Daher sollen die eingegangenen Anregungen abgewogen werden und anschließend 
die öffentliche Auslegung gem. §§ 3, 4 Abs. 2 BauGB vorgenommen werden. 
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b) Billigung des Entwurfs 
 
Eine 1. Entwurfsbilligung erfolgte in der Sitzung am 13.09.2016 zur Einleitung der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wie auch Behördenbeteiligung. 
 
Anregungen die eine Einarbeitung im Entwurf notwendig machten, erfolgten 
entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
c) Auslegungsbeschluss 
 
Nach § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe von Bebauungsplänen mit Begründung 
und Umweltbericht öffentlich auszulegen. Diese Auslegung auf die Dauer eines 
Monats ist eine Woche vorher ortsüblich bekanntzumachen; dabei ist darauf 
hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können und dass nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Die nach  
§ 4 Abs. 2 BauGB Beteiligten sollen von der Auslegung benachrichtigt werden. 
 
 

23.03.2017 / Stöhr-Klein 
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